
Anlage B 
zu dem 

Abkommen 
zwischen 

der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
und 

der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
über 

die Stiftung 
"Erinnerung, Verantwortung und Zukunft" 

 
 

Elemente einer Interessenerklärung (Statement of Interest) der Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika 

 
 
Nach Artikel 2 Absatz 1 werden die Vereinigten Staaten in allen anhängigen und künfti-gen 
Fällen, in denen den Vereinigten Staaten mitgeteilt wird, dass ein Anspruch gegen deutsche 
Unternehmen aus der Zeit des Nationalsozialismus und dem Zweiten Welt-krieg geltend 
gemacht wurde, rechtzeitig und unabhängig von der Zustimmung des Klä-gers/der Kläger zu 
der Abweisung eine Interessenerklärung zusammen mit der förmli-chen außenpolitischen 
Erklärung des Außenministers und der Erklärung des stellvertre-ten-den Finanzministers 
Stuart E. Eizenstat zu Protokoll geben. 
 
 
Die Interessenerklärung wird Folgendes deutlich machen:  
 
1. Wie aus seinem Schreiben vom 13. Dezember 1999 hervorgeht, ist der Präsident der 
Vereinigten Staaten zu dem Schluss gekommen, dass es im außen-politischen Inte-resse der 
Vereinigten Staaten läge, wenn die Stiftung das ausschließliche Forum und die einzige 
rechtliche Möglichkeit für die Regelung aller gegen deutsche Un-ternehmen auf Grund deren 
Tätigkeit in der Zeit des Nationalsozialismus und im Zweiten Weltkrieg geltend gemachten 
Ansprüche ist; dazu gehören unter anderem Ansprüche aufgrund von Sklaven- und 
Zwangsarbeit, Arisierung und medizinischen Versuchen, Kinderheimfäl-len, ande-ren Fällen 
von Personen- und Vermögens-schäden oder -verlusten, darunter Bank-guthaben und 
Versicherungspolicen.  
 
2. Die Vereinigten Staaten sind daher der Auffassung, dass alle geltend gemachten Ansprü-
che über die Stiftung und nicht über Gerichte verfolgt werden sollen (oder für den Fall, dass 
die Mittel der Stiftung erschöpft sind, hätten rechtzeitig verfolgt werden sollen). 
 
3. Wie der Präsident in seinem Schreiben vom 13. Dezember 1999 erklärte, läge eine 
Klageab-weisung, die die außenpolitischen Interessen der Vereinigten Staaten be-rührt, im 
außen-politischen Interesse der Vereinigten Staaten. Die Vereinigten Staaten werden eine 
Abweisung aus jedem gültigen Rechtsgrund empfehlen (wobei nach dem amerikanischen 
Rechtssystem die Entscheidung bei den amerikanischen Gerichten liegt). Die Vereinigten 
Staaten werden erläutern, dass es im Zusammen-hang mit der Stiftung im dauerhaften, 
großen Interesse der Vereinigten Staaten liegt, Bemühungen um eine Abweisung aller Klagen 
gegen deutsche Unternehmen in Bezug auf den Natio-nal-sozialismus und den Zweiten 
Weltkrieg zu unterstützen. Die Vereinigten Staaten werden ihr außenpolitisches Interesse an 
einer Klageabwei-sung umfassend erläutern, wie unten dargelegt.  
 
4. Zu den Interessen der Vereinigten Staaten gehört das Interesse an einer gerechten und 
umgehenden Regelung der mit diesem Klagen verbundenen Fragen, um den Opfern des 
Nationalsozialismus und des Zweiten Weltkriegs zu Lebzeiten ein ge-wisses Maß an 
Gerechtigkeit zu verschaffen, das Interesse an der Förderung der en-gen Zusammenar-beit 
unseres Landes mit unserem wichtigen europäischen Verbün-deten und Wirt-schaftspart-ner 
Deutschland, das Interesse an der Wahrung der guten Beziehungen zu Israel und zu ande-
ren Staaten West-, Mittel- und Osteuropas, aus denen viele derjeni-gen kommen, denen 
während der Zeit des Nationalsozialismus und des Zweiten Welt-kriegs Leid zuge-fügt wurde, 



sowie das Interesse an der Erlan-gung von Rechtsfrieden in Bezug auf gegen deut-sche 
Unternehmen aufgrund deren Tätigkeit in der Zeit des Na-tionalsozialismus und im Zweiten 
Weltkrieg geltend gemachte Ansprüche. 
 
5. Die Stiftung ist das Ergebnis der Bemühungen über ein halbes Jahrhundert hin-weg, 
Opfern des Holocaust und der nationalsozialistischen Verfolgung schließlich Ge-rechtig-keit 
zu verschaffen. Sie ergänzt umfangreiche frühere deutsche Entschädi-gungs-, Restitu-tions- 
und Rentenprogramme für Handlungen im Zusammenhang mit der Zeit des Natio-
nalsozialismus und dem Zweiten Weltkrieg. Über die vergan-genen 55 Jahre hinweg haben 
sich die Vereinigen Staaten um die Zusammenarbeit mit der Bundesrepu-blik Deutschland 
bemüht, um die Folgen der Zeit des National-sozialismus und des Zweiten Weltkriegs durch 
politische Maßnahmen und regie-rungsamtliches Handeln zwischen den Vereinigten Staaten 
und der Bundesrepublik Deutschland zu bewältigen.  
6. Da sich an der Stiftung nicht nur die Bundesregierung und deutsche Unterneh-men beteili-
gen, die während der Zeit des Nationalsozialismus bereits bestanden, son-dern auch deut-
sche Unternehmen, die während der Zeit des Nationalsozialismus nicht be-standen, ist eine 
umfassende Berücksichtigung der Sklaven- und Zwangsarbeiter so-wie anderer Opfer 
möglich.  
 
7. Die Kläger in diesen Fällen sehen sich zahlreichen rechtlichen Hürden gegen-über, dazu 
gehören unter anderem Justiziabilität, Völkersitte (international comity), Verjährungsfristen, 
Fragen der gerichtlichen Zuständigkeit, Zuständigkeitsablehnung (forum non conve-niens), 
schwierige Beweislage sowie die Zulassung einer bestimmten Erbengruppe. Die Verei-nigten 
Staaten nehmen hier zur Begründetheit der von den Klä-gern oder Ver-teidigern 
vorgebrachten Rechtsansprüche oder -ausführungen nicht Stel-lung. Die Vereinigten Staaten 
vertreten nicht die Auffassung, ihre politischen Interessen wä-ren selbst ein eigenständiger 
Rechtsgrund für eine Abweisung; sie werden jedoch betonen, dass die politischen Interessen 
der Vereinigten Staaten für eine Abweisung aus jedem gültigen Rechtsgrund sprechen. 
 
8. Die Stiftung ist fair und gerecht angesichts: (a) des fortschreitenden Alters der Klä-ger, der 
Notwendigkeit, ihnen rasch und unbürokratisch zur Lösung zu verhelfen sowie der Tat-sache, 
dass verfügbare Mittel besser für die Opfer als für Rechtsstrei-tig-keiten ausgegeben werden 
sollen; (b) der finanziellen Ausstattung, der Mittelzu-wei-sung, der Auszahlung der Mittel und 
der Zugangsberechtigungskriterien der Stiftung; (c) der schwierigen rechtli-chen Hürden, 
denen sich die Kläger gegenüber-sehen, und der Unge-wissheit ihrer Prozess-aussichten und 
(d) - im Lichte der be-sonderen Schwierig-keiten, die sich aus den von Erben geltend 
gemachten Ansprü-chen ergeben, - der Pro-gramme im Zukunftsfonds zum Nutzen von 
Erben und ande-ren.  
 
9. Struktur und Arbeitsweise der Stiftung werden rasche, unparteiische, würdige und ein-
klagbare Zahlungen gewährleisten (oder haben sie gewährleistet); ihr Bestehen, ihre Ziele 
und die Verfügbarkeit von Mitteln sind in angemessenem Umfang be-kannt gemacht wor-den; 
die Arbeitsweise der Stiftung ist offen und rechenschafts-pflichtig. 


